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Grosse Kammer beendet Budget-Marathon – nach 13 Stunden 

Nach drei Tagen kam die Budget-Debatte im Nationalrat zu einem Abschluss. Die grosse Kammer hat 

das Budget des Bundes für 2026 gutgeheissen, mit 109 zu 82 Stimmen und mit fünf Enthaltungen. Die 

Nein-Stimmen kamen von SP und Grünen, aber auch aus der SVP-Fraktion. Noch nicht einig sind sich die 

Räte, ob der Bund Geld für den Teuerungsausgleich für seine Angestellten hat. Der Bundesrat hatte mit 

einem Ausgleich von 0.5 Prozent budgetiert. Der Nationalrat will lediglich 0.1 Prozent ausgleichen. Geht 

es nach dem Ständerat, gibt es für die Bundesangestellten gar keinen Teuerungsausgleich. Zudem will 

der Nationalrat bei der Auslandshilfe kürzen. Gemäss seinem Entscheid soll die bilaterale 

Entwicklungszusammenarbeit im kommenden Jahr 6.3 Millionen Franken weniger erhalten. Für 

Beiträge an multilaterale Organisationen stellt der Nationalrat 28.2 Millionen Franken weniger zur 

Verfügung als es der Bundesrat will. Das Budget geht nun zurück an den Ständerat. 

 

 

Bund unterstützt Kitas mit insgesamt 100 Millionen Franken 

Der Bund soll zur Unterstützung von Kindertagesstätten hundert Millionen Franken über vier Jahre 

bereitstellen. Neben einer Betreuungszulage für erwerbstätige Eltern will das Parlament mit 

sogenannten Programmvereinbarungen neue Betreuungsplätze schaffen. Das Bundesgesetz über die 

Unterstützung der familienergänzenden Kinderbetreuung ist der indirekte Gegenvorschlag zur 

Volksinitiative «Für eine gute und bezahlbare familienergänzende Kinderbetreuung für alle (Kita-

Initiative)». Das neue Gesetz nimmt Anliegen der Initiative auf – und soll dem Volksbegehren den Wind 

aus den Segeln nehmen. Fast fünf Jahre, x Kommissionssitzungen und fünf Beratungsrunden in den 

Räten später steht damit eine neue Regelung. Der Nationalrat hat die letzten Differenzen in der Vorlage 

bereinigt. Das Geschäft ist bereit für die Schlussabstimmungen am Ende der Wintersession. 

 

 

Lohnausfallentschädigung soll laut Nationalrat erweitert werden 

Gleiche maximale Tagessätze bei Militärdienst und Mutterschaft, längere Entschädigungen bei 

Spitalaufenthalten nach einer Geburt, Vaterschaftsurlaub auch bei einer Totgeburt: Das Parlament will 

die Leistungen der Erwerbsersatzordnung (EO) anpassen. Die EO wurde ursprünglich eingeführt, um 

den Verdienstausfall von Dienstleistenden in der Armee zu ersetzen. In mehreren Schritten wurde sie 

seither erweitert. Heute entschädigt die EO auch Einkommensverluste im Zusammenhang mit 

Elternschaft. Abgedeckt sind insbesondere der Urlaub nach einer Geburt oder einer Adoption. Neu 

sollen unter anderem Familien mit gesundheitlich schwer beeinträchtigten Kindern Anspruch auf 

bestimmte Zulagen erhalten. Ein EO-Anspruch soll künftig auch in allen Fällen bestehen, in denen Kind 

oder Mutter nach einer Geburt mindestens vier Tage hospitalisiert ist. Weiter sollen beim Tod eines 

Neugeborenen künftig auch der Vater oder die Ehefrau der Mutter einen Leistungsanspruch haben. Die 

Vorlage geht zurück an den Ständerat. 

 

 

«Professional Bachelor»: neuer Titel in der höheren Berufsbildung 

In der höheren Berufsbildung sollen neue Titel wie «Professional Bachelor» und «Professional Master» 

eingeführt werden. Mit dieser sowie weiteren Gesetzesänderungen soll die Berufsbildung attraktiver 

und international besser anerkannt werden. 

 

Nach dem Ständerat hat der Nationalrat mit 168 zu 24 Stimmen bei 2 Enthaltungen einer 

entsprechenden Änderung des Berufsbildungsgesetzes zugestimmt. Die Vorlage ist damit bereit für die 

Schlussabstimmungen am Ende der Session. Mit der Revision werden die Titelzusätze «Professional 

Bachelor» und «Professional Master» für die Abschlüsse der höheren Berufsbildung eingeführt.  



 

 

 

 

 

 

 

Zudem ist Englisch neu eine mögliche zusätzliche Prüfungssprache bei eidgenössischen Berufs- und 

höheren Fachprüfungen. Dies sei ein wichtiges Signal gegen den Fachkräftemangel und zur Steigerung 

der Berufsattraktivität in der Schweiz, sagte die Kommissionssprecherin. Zudem würde damit die 

Berufsbildung im internationalen Kontext besser anerkannt. 

 

 

Guy Parmelin mit Rekordresultat zum Bundespräsidenten gewählt 

Mit 203 von 210 gültigen Stimmen wurde der Waadtländer SVP-Politiker von den eidgenössischen Räten 

zum Bundespräsidenten für das Jahr 2026 gewählt. Er folgt auf Karin Keller-Sutter (FDP). 

 

 
 

Als Bundespräsident leitet Parmelin im nächsten Jahr die Bundesratssitzungen, schlichtet in strittigen 

Fragen und ist das Gesicht des Gesamtbundesrats. Parmelin erzielt mit 203 Stimmen ein Spitzenresultat. 

Vor seinem ersten Präsidialjahr 2021 hatte der er 188 Stimmen erhalten. 

 

In absoluten Zahlen liegen zwei Sozialdemokraten aus der Nordwestschweiz an der Spitze: Hans-Peter 

Tschudi (BS) und Willi Ritschard (SO) erhielten jeweils 213 Stimmen aus der Vereinigten 

Bundesversammlung, als sie für die Jahre 1970 beziehungsweise 1978 ins Amt des Bundespräsidenten 

gewählt wurden. Der Vergleich über die ganze Geschichte des Bundesstaates hinweg ist schwierig, da 

die Zahl der Nationalräte erst 1967 auf 200 festgelegt wurde und davor teilweise deutlich tiefer lag. 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

Ignazio Cassis als neuer Vizepräsident des Bundesrates gewählt 

Mit 144 Stimmen von 235 verteilten Stimmzetteln wurde der Tessiner FDP-Politiker Ignazio Cassis zum 

Vizepräsidenten des Bundesrates für das Jahr 2026 gewählt. Er folgt auf Guy Parmelin, der zum neuen 

Bundespräsidenten gewählt wurde. 22 Parlamentsmitglieder gaben ihre Stimme Bundesrat Albert Rösti. 

24 weitere Stimmen gingen an verschiedene Personen. Cassis' Resultat ist eher tief im Vergleich mit den 

Resultaten für Vizepräsidentinnen und -präsidenten der Landesregierung. Deren Resultate lagen in den 

vergangenen 25 Jahren zwischen 122 und 207 Stimmen. 

 

 
 

 

Öffentlicher Verkehr: Beim Regionalverkehr wird nicht gespart 

Das Parlament hat für die Abgeltung ungedeckter Kosten im regionalen Personenverkehr mehr Geld 

bewilligt als vom Bundesrat beantragt. Der Nationalrat ist auf die Linie des Ständerats eingeschwenkt 

und hat zusätzliche rund 160 Millionen Franken bis 2028 bewilligt. In den Jahren 2026 bis 2028 stehen 

damit mehr als 3.5 Milliarden Franken zur Verfügung. Die grosse Kammer fällt ihren Entscheid mit 112 

zu 76 Stimmen bei 4 Enthaltungen. Sie folgt damit dem Antrag der Mehrheit ihrer Verkehrskommission 

und räumt die letzte Differenz zum Ständerat aus. Damit ist die Vorlage unter Dach und Fach. 

 

 

Nationalrat will Knallkörper verbieten 

Die grosse Kammer will Knallkörper in der Schweiz verbieten und hat einen Gegenvorschlag zur Initiative 

«Für eine Einschränkung von Feuerwerken» verabschiedet. Die Volksinitiative fordert mehr Schutz für 

Menschen, Tiere und Umwelt vor Lärm und Emissionen durch Feuerwerkskörper. Für überregionale 

Grossveranstaltungen wären Ausnahmen vorgesehen, die von den Kantonen bewilligt werden müssten. 

 



 

 

 

 

 

 

 

Die grosse Kammer hält die Initiative für zu weitgehend und unterstützt stattdessen mit 97 zu 85 

Stimmen bei 7 Enthaltungen einen flexibleren Gegenvorschlag. Demnach sollen Feuerwerkskörper, die 

ausschliesslich für Detonationen bestimmt sind, verboten werden. Laut Bundesrat Albert Rösti gelten 

für Knallkörper mit Schwarzpulver – wie sie beispielsweise bei bestimmten Volksfesten verwendet 

werden – Ausnahmen. Das Dossier geht nun an den Ständerat – aber nicht mehr in dieser Wintersession. 

 

 

Meine persönlichen Gedanken zu dieser Volksinitiative 

Für mich ist Feuerwerk Ausdruck von Freude, Tradition und Freiheit. Als Kind habe ich mich jedes Jahr 

auf den 1. August gefreut – auf das Leuchten am Himmel, aber auch auf das «Chlepfe» und «Tätsche», 

das einfach dazugehört. Diese Erinnerungen prägen mich bis heute. Feuerwerk ist für mich kein 

Ärgernis, sondern Teil unserer gelebten Kultur. 

 

Natürlich denke ich heute auch an Tiere, Umwelt und Lärm. Diese Anliegen sind legitim. Aber ich halte 

es für wichtig, die Verhältnismässigkeit zu wahren. Feuerwerk findet im Wesentlichen an zwei klar 

definierten Tagen im Jahr statt. Es ist zeitlich begrenzt, vorhersehbar und für die allermeisten Menschen 

gut einzuordnen. Dafür gleich neue Verbote zu schaffen, überzeugt mich nicht. 

 

Ich lehne nicht nur die Volksinitiative ab, sondern auch den indirekten Gegenvorschlag. Auch ein 

selektives Verbot von Knallkörpern geht mir zu weit. Was für die einen «unnötiger Lärm» ist, gehört für 

andere schlicht zum Erlebnis dazu. Der Staat sollte nicht entscheiden, welche Form von Freude noch 

zulässig ist und welche nicht – solange keine gravierenden Schäden entstehen. Besonders wichtig ist 

mir: Wir haben heute bereits ein funktionierendes föderalistisches System. Kantone und Gemeinden 

können Einschränkungen beschliessen, Bewilligungen verlangen oder örtliche Regeln festlegen. Wer 

mehr Ruhe will, kann das auf lokaler Ebene regeln. Diese Nähe zur Realität ist besser als nationale 

Verbote, die allen übergestülpt werden. Ich habe Mühe mit der zunehmenden Verbotskultur. Immer 

häufiger wird versucht, gesellschaftliche Spannungen durch neue Regeln und Einschränkungen zu lösen, 

statt auf Eigenverantwortung, Toleranz und Augenmass zu setzen. Gerade an wenigen besonderen 

Tagen im Jahr sollte Platz sein für Emotionen, Lautstärke und Ausgelassenheit. 

 

Mein Fazit ist klar: Weder die Volksinitiative noch der Gegenvorschlag überzeugen mich. Feuerwerk – 

auch mit Knallkörpern – gehört für mich zu unserer Tradition. Statt immer neue Verbote zu schaffen, 

sollten wir akzeptieren, dass eine vielfältige Gesellschaft auch unterschiedliche Empfindlichkeiten 

aushält. Zwei Abende im Jahr dürfen laut sein. 

 

 

Bern, im Dezember 2025 

David Zuberbühler 


